
Kurzbericht 

Ausschuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
(37. - öffentliche - Sitzung am 12. Januar 2015) 

Beratungsthemen: 

1. Entwurf eines Niedersächsischen Kohlendioxid-Speicherungsgesetzes (NKSpG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/2608 

 

Der Ausschuss nahm die Beratung auf und kam überein, eine Anhörung durchzuführen. Er 

verständigte sich ferner darauf, den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr gemäß 

§ 28 Abs. 4 GO LT um eine Stellungnahme zu den ihn betreffenden Aspekten zu bitten. 

Schließlich bat der Ausschuss die Landesregierung, ihm die ihr im Zuge der 

Verbändebeteiligung zugegangenen Stellungnahmen zur Verfügung zu stellen. 

  

2. Flächennutzungskonzept für das Steinhuder Meer entwickeln - Naturschutz und 

Tourismus besser in Einklang bringen 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/2498 

 

Der Ausschuss nahm die Beratung auf und bat die Landesregierung, ihn gegebenenfalls 

unter Beteiligung kommunaler Stellen zu diesem Thema zu unterrichten. 

  

3. Anstatt ideologischen Artenschutzes - Die Probleme mit Saatkrähen gemeinsam mit 

den betroffenen Menschen vor Ort vernünftig lösen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/2154 

 

Der Ausschuss bereitete die Einholung von Stellungnahmen vor. 

  

4. Biokunststoffe unterstützen - Sicherung von nachhaltigen Werkstoffen für die 

Zukunft 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/2152 

 

Der Ausschuss nahm die Beratung des Antrags auf und bat die Landesregierung, ihn zu 

diesem Thema zu unterrichten. Dabei soll neben umwelt-, wirtschafts- und landwirtschafts-

politischen Aspekten insbesondere auch auf die Fragen, wo ein Bedarf für Biokunststoffe 

gesehen wird und welche Fördermöglichkeiten bereits wo bestehen, eingegangen werden. 

Nach der Unterrichtung soll über eine Anhörung entschieden werden. 

  

5. Rückbau kerntechnischer Anlagen planen - Entsorgung schnellstmöglich klären 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/2155 

 

Der Ausschuss nahm die Beratung des Antrags auf und bat die Landesregierung, ihn zu 

diesem Thema zu unterrichten. Nach der Unterrichtung soll über eine Anhörung 

entschieden werden. 

  

6. Förderung von Brennstoffzellen als Zukunftstechnologie für eine hocheffektive 

Wärme- und Stromversorgung im Gebäudesektor 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1975 

 

Der Ausschuss schloss die Beratung des Antrags ab und empfahl dem Landtag mit den 

Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der CDU bei 

Stimmenthaltung der Fraktion der FDP vorbehaltlich des Votums des - mitberatenden - 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen, den Antrag abzulehnen. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/2501-3000/17-2608.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2498.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2154.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2152.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2155.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1975.pdf
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7. Im Zweifel für die sicherste Maßnahme - Müll von der Asbesthalde Wunstorf muss 

sicher gelagert werden 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1751 

 

Die Landesregierung setzte die Unterrichtung unter Beteiligung von Vertretern der Region 

Hannover fort. Der Ausschuss führte hierüber eine Aussprache und setzte die Beratung 

fort. 

  

8. Harzwasserwerke müssen Teil der kommunalen Daseinsvorsorge bleiben 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1617 

 

Der Ausschuss schloss die Mitberatung gemäß § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 GO LT mit 

der Übermittlung der Niederschrift über die Anhörung zu diesem Thema in der 36. Sitzung 

am 8. Dezember 2014 an den - federführenden - Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und 

Verkehr ab. 

  

9. Kleine Kommunen entlasten - Brenntage beibehalten 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1324 

 

Der Ausschuss schloss die Beratung des Antrags ab und empfahl dem Landtag mit den 

Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der 

FDP, den Antrag abzulehnen. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1751.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1617.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1324.pdf

